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II. Begriff des sozialen Handelns 

§ 5. Begriff der legitimen Ordnung 

 
Handeln, insbesondre soziales Handeln und wiederum insbesondre eine soziale Beziehung, 

können von seiten der Beteiligten an der Vorstellung vom Bestehen einer legitimen Ordnung 

orientiert werden. Die Chance, daß dies tatsächlich geschieht, soll »Geltung« der betreffenden 

Ordnung heißen. 

1. »Gelten« einer Ordnung soll uns also mehr bedeuten als eine bloße, durch Sitte oder 

Interessenlage bedingte Regelmäßigkeit eines Ablaufs sozialen Handelns. Wenn 

Möbeltransportgesellschaften regelmäßig um die Zeit der Umzugstermine inserieren, so ist diese 

Regelmäßigkeit durch »Interessenlage« bedingt. Wenn ein Höker zu bestimmten Monats- oder 

Wochentagen eine bestimmte Kundschaft aufsucht, so ist das entweder eingelebte Sitte oder 

ebenfalls Produkt seiner Interessenlage (Turnus in seinem Erwerbssprengel). Wenn ein Beamter 

aber täglich zur festen Stunde auf dem Büro erscheint, so ist das (auch, aber:) nicht nur durch 

eingelebte Gewöhnung (Sitte) und (auch, aber:) nicht nur durch eigene Interessenlage bedingt, der 

er nach Belieben nachleben könnte oder nicht. Sondern (in der Regel: auch) durch das »Gelten« 

der Ordnung (Dienstreglement) als Gebot, dessen Verletzung nicht nur Nachteile brächte, sondern 

– normalerweise – auch von seinem »Pflichtgefühl« wertrational (wenn auch in höchst 

verschiedenem Maße wirksam) perhorresziert wird. 

2. Einen Sinngehalt einer sozialen Beziehung wollen wir a) nur dann eine »Ordnung« nennen, 

wenn das Handeln an angebbaren »Maximen« (durchschnittlich und annähernd) orientiert wird. Wir 

wollen b) nur dann von einem »Gelten« dieser Ordnung sprechen, wenn diese tatsächliche 

Orientierung an jenen Maximen mindestens auch (also in einem praktisch ins Gewicht fallenden 

Maß) deshalb erfolgt, weil jene als irgendwie für das Handeln geltend: verbindlich oder vorbildlich, 

angesehen werden. Tatsächlich findet die Orientierung des Handelns an einer Ordnung naturgemäß 

bei den Beteiligten aus sehr verschiedenen Motiven statt. Aber der Umstand, daß neben den 

andern Motiven die Ordnung mindestens einem Teil der Handelnden auch als vorbildlich oder 

verbindlich und also geltensollend vorschwebt, steigert naturgemäß die Chance, daß das Handeln 

an ihr orientiert wird, und zwar oft in sehr bedeutendem Maße. Eine nur aus zweckrationalen 

Motiven innegehaltene Ordnung ist im allgemeinen weit labiler als die lediglich kraft Sitte, infolge 

der Eingelebtheit eines Verhaltens, erfolgende Orientierung an dieser: die von allen häufigste Art 

der inneren Haltung. Aber sie ist noch ungleich labiler als eine mit dem Prestige der Vorbildlichkeit 

oder Verbindlichkeit, wir wollen sagen: der »Legitimität «, auftretende. Die Übergänge von der bloß 



traditional oder bloß zweckrational motivierten Orientierung an einer Ordnung zum Legitimitäts- 

Glauben sind natürlich in der Realität durchaus flüssig. 

3. An der Geltung einer Ordnung »orientieren« kann man sein Handeln nicht nur durch 

»Befolgung« ihres (durchschnittlich verstandenen) Sinnes. Auch im Fall der »Umgehung« oder 

»Verletzung« ihres (durchschnittlich verstandenen) Sinnes kann die Chance ihrer in irgendeinem 

Umfang bestehenden Geltung (als verbindliche Norm) wirken. Zunächst rein zweckrational. Der 

Dieb orientiert an der »Geltung« des Strafgesetzes sein Handeln: indem er es verhehlt. Daß die 

Ordnung innerhalb eines Menschenkreises »gilt«, äußert sich eben darin, daß er den Verstoß 

verhehlen muß. Aber von diesem Grenzfall abgesehen: sehr häufig beschränkt sich die Verletzung 

der Ordnung auf mehr oder minder zahlreiche Partialverstöße, oder sie sucht sich, mit 

verschiedenem Maß von Gutgläubigkeit, als legitim hinzustellen. Oder es bestehen tatsächlich 

verschiedene Auffassungen des Sinnes der Ordnung nebeneinander, die dann – für die Soziologie – 

jede in dem Umfang »gelten«, als sie das tatsächliche Verhalten bestimmen. Es macht der 

Soziologie keine Schwierigkeiten, das Nebeneinandergelten verschiedener, einander 

widersprechender Ordnungen innerhalb des gleichen Menschenkreises anzuerkennen. Denn sogar 

der Einzelne kann sein Handeln an einander widersprechenden Ordnungen orientieren. Nicht nur 

sukzessiv, wie es alltäglich geschieht, sondern auch durch die gleiche Handlung. Wer einen 

Zweikampf vollzieht, orientiert sein Handeln am Ehrenkodex, indem er aber dies Handeln verhehlt 

oder umgekehrt: sich dem Gericht stellt, am Strafgesetzbuch. Wenn freilich Umgehung oder 

Verletzung des (durchschnittlich geglaubten) Sinns einer Ordnung zur Regel geworden sind, so 

»gilt« die Ordnung eben nur noch begrenzt oder schließlich gar nicht mehr. Zwischen Geltung und 

Nichtgeltung einer bestimmten Ordnung besteht also für die Soziologie nicht, wie für die 

Jurisprudenz (nach deren unvermeidlichem Zweck), eine absolute Alternative. Sondern es bestehen 

flüssige Übergänge zwischen beiden Fällen, und es können, wie bemerkt, einander 

widersprechende Ordnungen nebeneinander »gelten«, jede – heißt dies dann – in dem Umfang, als 

die Chance besteht, daß das Handeln tatsächlich an ihr orientiert wird. 

Kenner der Literatur werden sich an die Rolle erinnern, welche der Begriff der »Ordnung« in R. 

Stammlers zweifellos – wie alle seine Arbeiten – glänzend geschriebenem, aber gründlich 

verfehltem und die Probleme verhängnisvoll verwirrendem, in der Vorbemerkung [oben S. 541] 

zitiertem Buch spielt7. Bei Stammler ist nicht nur das empirische und das normative Gelten nicht 

geschieden, sondern überdies verkannt, daß das soziale Handeln sich nicht nur an »Ordnungen« 

orientiert; vor allem aber ist in logisch völlig verfehlter Weise die Ordnung zur »Form« des sozialen 

Handeln gemacht und dann in eine ähnliche Rolle zum »Inhalt« gerückt, wie sie die »Form« im 

erkenntnistheoretischen Sinn spielt (von andern Irrtümern ganz abgesehen). Tatsächlich orientiert 

sich z.B. das (primär) wirtschaftliche Handeln8 an der Vorstellung von der Knappheit bestimmter 

verfügbarer Mittel der Bedarfsbefriedigung im Verhältnis zum (vorgestellten) Bedarf und an dem 

gegenwärtigen und für künftig vorausgesehenen Handeln Dritter, die auf die gleichen Mittel 

reflektieren; dabei aber orientiert es sich natürlich außerdem in der Wahl seiner »wirtschaftlichen« 

Maßregeln an jenen »Ordnungen«, welche der Handelnde als Gesetz und Konventionen »geltend« 

weiß, d.h. von denen er weiß, daß ein bestimmtes Reagieren Dritter im Fall ihrer Verletzung 

eintreten wird. Diesen höchst einfachen empirischen Sachverhalt hat Stammler in der 

hoffnungslosesten Weise verwirrt und insbesondere ein Kausalverhältnis zwischen »Ordnung« und 

realem Handeln für begrifflich unmöglich erklärt. Zwischen dem juristisch-dogmatischen, 

normativen Gelten der Ordnung und einem empirischen Vorgang gibt es ja in der Tat kein 

Kausalverhältnis, sondern nur die Frage: wird der empirische Vorgang von der (richtig 



interpretierten) Ordnung juristisch »betroffen«?, soll sie also (normativ) für ihn gelten?, und, wenn 

ja, was sagt sie als für ihn normativ geltensollend aus? Zwischen der Chance aber, daß an der 

Vorstellung vom Gelten einer durchschnittlich so und so verstandenen Ordnung das Handeln 

orientiert wird, und dem wirtschaftlichen Handeln besteht selbstverständlich (gegebenenfalls) ein 

Kausalverhältnis im ganz gewöhnlichen Sinn des Worts. Für die Soziologie aber »ist« eben lediglich 

jene Chance der Orientierung an dieser Vorstellung »die« geltende Ordnung. 

§ 6. Arten der legitimen Ordnung: Konvention und Recht 

 
Die Legitimität einer Ordnung kann garantiert sein: 

I. rein innerlich und zwar 

1. rein affektuell: durch gefühlsmäßige Hingabe; 

2. wertrational: durch Glauben an ihre absolute Geltung als Ausdruck letzter verpflichtender 

Werte (sittlicher, ästhetischer oder irgendwelcher anderer); 

3. religiös: durch den Glauben an die Abhängigkeit eines Heilsgüterbesitzes von ihrer 

Innehaltung; 

II. auch (oder: nur) durch Erwartungen spezifischer äußerer Folgen, also: durch Interessenlage; 

aber: durch Erwartungen von besonderer Art. 

Eine Ordnung soll heißen: 

a) Konvention, wenn ihre Geltung äußerlich garantiert ist durch die Chance, bei Abweichung 

innerhalb eines angebbaren Menschenkreises auf eine (relativ) allgemeine und praktisch fühlbare 

Mißbilligung zu stoßen; 

b) Recht, wenn sie äußerlich garantiert ist durch die Chance physischen oder psychischen 

Zwanges durch eine auf Erzwingung der Innehaltung oder auf Ahndung der Verletzung gerichtetes 

Handeln eines eigens darauf eingestellten Stabes von Menschen. 

1. Konvention9) soll die innerhalb eines Menschenkreises als »geltend« gebilligte und durch 

Mißbilligung gegen Abweichungen garantierte »Sitte« heißen. Im Gegensatz zum Recht (im hier 

gebrauchten Sinn des Worts) fehlt der speziell auf die Erzwingung eingestellte Menschenstab. 

Wenn Stammler die Konvention vom Recht durch die absolute »Freiwilligkeit« der Unterwerfung 

scheiden will, so ist das nicht im Einklang mit dem üblichen Sprachgebrauch und auch für seine 

eigenen Beispiele nicht zutreffend. Die Befolgung der »Konvention« (im üblichen Wortsinn) – etwa: 

des üblichen Grüßens, der als anständig geltenden Bekleidung, der Schranken des Verkehrs nach 

Form und Inhalt – wird dem Einzelnen als verbindlich oder vorbildlich durchaus ernstlich 

»zugemutet« und durchaus nicht – wie etwa die bloße »Sitte«, seine Speisen in bestimmter Art zu 

bereiten, – freigestellt. Ein Verstoß gegen die Konvention (»Standessitte«) wird oft durch die 

höchst wirksame und empfindliche Folge des sozialen Boykotts der Standesgenossen stärker 

geahndet, als irgendein Rechtszwang dies vermöchte. Was fehlt, ist lediglich der besondere, auf ein 

spezifisches, die Innehaltung garantierendes Handeln eingestellte Stab von Menschen (bei uns: 

Richter, Staatsanwälte, Verwaltungsbeamte, Exekutoren usw.). Aber der Übergang ist flüssig. Der 

Grenzfall der konventionellen Garantie einer Ordnung im Übergang zur Rechtsgarantie ist die 

Anwendung des förmlichen, angedrohten und organisierten Boykotts. Dieser wäre für unsre 

Terminologie bereits ein Rechtszwangsmittel. Daß die Konvention außer durch die bloße 

Mißbilligung auch durch andre Mittel (etwa: Gebrauch des Hausrechts bei konventionswidrigem 



Verhalten) geschützt wird, interessiert hier nicht. Denn entscheidend ist: daß eben dann der 

Einzelne, und zwar infolge der konventionellen Mißbilligung, diese (oft drastischen) Zwangsmittel 

anwendet, nicht: ein Stab von Menschen eigens dafür bereit steht. 

2. Uns soll für den Begriff »Recht« (der für andre Zwecke ganz anders abgegrenzt werden mag) 

die Existenz eines Erzwingungs- Stabes entscheidend sein. Dieser braucht natürlich in keiner Art 

dem zu gleichen, was wir heute gewohnt sind. Insbesondere ist es nicht nötig, daß eine 

»richterliche« Instanz vorhanden sei. Auch die Sippe (bei der Blutrache und Fehde) ist ein solcher 

Stab, wenn für die Art ihres Reagierens Ordnungen irgendwelcher Art tatsächlich gelten. Allerdings 

steht dieser Fall auf der äußersten Grenze dessen, was gerade noch als »Rechtszwang« 

anzusprechen ist. Dem »Völkerrecht« ist bekanntlich die Qualität als »Recht« immer wieder 

bestritten worden, weil es an einer überstaatlichen Zwangsgewalt fehle. 

Für die hier (als zweckmäßig) gewählte Terminologie würde in der Tat eine Ordnung, die 

äußerlich lediglich durch Erwartungen der Mißbilligung und der Repressalien des Geschädigten, also 

konventionell und durch Interessenlage, garantiert ist, ohne daß ein Stab von Menschen existiert, 

dessen Handeln eigens auf ihre Innehaltung eingestellt ist, nicht als »Recht« zu bezeichnen sein. 

Für die juristische Terminologie kann dennoch sehr wohl das Gegenteil gelten. Die Mittel des 

Zwangs sind irrelevant. Auch die »brüderliche Vermahnung«, welche in manchen Sekten als erstes 

Mittel sanften Zwangs gegen Sünder üblich war, gehört – wenn durch eine Regel geordnet und 

durch einen Menschenstab durchgeführt – dahin. Ebenso z.B. die zensorische Rüge als Mittel, 

»sittliche« Normen des Verhaltens zu garantieren. Erst recht also der psychische Zwang durch die 

eigentlichen kirchlichen Zuchtmittel. Es gibt also natürlich ganz ebenso ein hierokratisch wie ein 

politisch oder ein durch Vereinsstatuten oder durch Hausautorität oder durch Genossenschaften 

und Einungen garantiertes »Recht«. Auch die Regeln eines »Komments« gelten dieser 

Begriffsbestimmung als »Recht«. Der Fall des § 888 Abs. 2 RZPO. (unvollstreckbare Rechte) gehört 

selbstverständlich dahin. Die »leges imperfectae« und die »Naturalobligationen« sind Formen der 

Rechtssprache, in welchen indirekt Schranken oder Bedingungen der Zwangsanwendung 

ausgedrückt werden. Eine zwangsmäßig oktroyierte »Verkehrssitte« ist insoweit Recht (§§ 157, 

242 DBGB.)10. 

3. Nicht jede geltende Ordnung hat notwendig generellen und abstrakten Charakter. Geltender 

»Rechtssatz« und »Rechtsentscheidung« eines konkreten Falles z.B. waren keineswegs unter allen 

Umständen so voneinander geschieden, wie wir dies heute als normal ansehen. Eine »Ordnung« 

kann also auch als Ordnung lediglich eines konkreten Sachverhalts auftreten. Alles Nähere gehört 

in die Rechtssoziologie. Wir werden vorerst, wo nichts andres gesagt ist, zweckmäßigerweise mit 

der modernen Vorstellungsweise über die Beziehung von Rechtssatz und Rechtsentscheidung 

arbeiten. 

4. »Äußerlich« garantierte Ordnungen können außerdem auch noch »innerlich« garantiert sein. 

Die Beziehung zwischen Recht, Konvention und »Ethik« ist für die Soziologie kein Problem. Ein 

»ethischer« Maßstab ist für sie ein solcher, der eine spezifische Art von wertrationalem Glauben 

von Menschen als Norm an menschliches Handeln legt, welches das Prädikat des »sittlich Guten« in 

Anspruch nimmt, ebenso wie Handeln, welches das Prädikat »schön« in Anspruch nimmt, dadurch 

an ästhetischen Maßstäben sich mißt. Ethische Normvorstellungen in diesem Sinn können das 

Handeln sehr tiefgehend beeinflussen und doch jeder äußeren Garantie entbehren. Letzteres pflegt 

dann der Fall zu sein, wenn durch ihre Verletzung fremde Interessen wenig berührt werden. Sie 

sind andrerseits sehr oft religiös garantiert. Sie können aber auch (im Sinn der hier gebrauchten 



Terminologie) konventionell: durch Mißbilligung der Verletzung und Boykott, oder auch noch 

rechtlich, durch strafrechtliche oder polizeiliche Reaktion oder zivilrechtliche Konsequenzen, 

garantiert sein. Jede tatsächlich – im Sinn der Soziologie – »geltende« Ethik pflegt weitgehend 

durch die Chance der Mißbilligung ihrer Verletzung, also: konventionell, garantiert zu sein. 

Andrerseits beanspruchen aber nicht (mindestens: nicht notwendig) alle konventionell oder 

rechtlich garantierten Ordnungen den Charakter ethischer Normen, die rechtlichen – oft rein 

zweckrational gesatzten – im Ganzen noch weit weniger als die konventionellen. Ob eine unter 

Menschen verbreitete Geltungsvorstellung als dem Bereich der »Ethik« angehörig anzusehen ist 

oder nicht ([dann] also »bloße« Konvention oder »bloße« Rechtsnorm ist), kann für die empirische 

Soziologie nicht anders als nach demjenigen Begriff des »Ethischen« entschieden werden, der in 

dem in Frage stehenden Menschenkreis tatsächlich galt oder gilt. Allgemeines läßt sich darüber 

deshalb für sie nicht aussagen. 

§ 16. Macht und Herrschaft 

 
§ 16. Macht bedeutet jede Chance, innerhalb einer sozialen Beziehung den eigenen Willen auch 

gegen Widerstreben durchzusetzen, gleichviel worauf diese Chance beruht. 

Herrschaft soll heißen die Chance, für einen Befehl bestimmten Inhalts bei angebbaren 

Personen Gehorsam zu finden; Disziplin soll heißen die Chance, kraft eingeübter Einstellung für 

einen Befehl prompten, automatischen und schematischen Gehorsam bei einer angebbaren Vielheit 

von Menschen zu finden. 

1. Der Begriff »Macht« ist soziologisch amorph. Alle denkbaren Qualitäten eines Menschen und 

alle denkbaren Konstellationen können jemand in die Lage versetzen, seinen Willen in einer 

gegebenen Situation durchzusetzen. Der soziologische Begriff der » Herrschaft« muß daher ein 

präziserer sein und kann nur die Chance bedeuten: für einen Befehl Fügsamkeit zu finden. 

2. Der Begriff der »Disziplin« schließt die » Eingeübtheit« des kritik- und widerstandslosen 

Massengehorsams ein. 

Der Tatbestand einer Herrschaft ist nur an das aktuelle Vorhandensein eines erfolgreich andern 

Befehlenden, aber weder unbedingt an die Existenz eines Verwaltungsstabes noch eines Verbandes 

geknüpft; dagegen allerdings – wenigstens in allen normalen Fällen – an die eines von beiden. Ein 

Verband soll insoweit, als seine Mitglieder als solche kraft geltender Ordnung 

Herrschaftsbeziehungen unterworfen sind, Herrschaftsverband heißen. 

1. Der Hausvater herrscht ohne Verwaltungsstab. Der Beduinenhäuptling, welcher 

Kontributionen von Karawanen, Personen und Gütern erhebt, die seine Felsenburg passieren, 

herrscht über alle jene wechselnden und unbestimmten, nicht in einem Verband miteinander 

stehenden Personen, welche, sobald und solange sie in eine bestimmte Situation geraten sind, 

kraft seiner Gefolgschaft, die ihm gegebenenfalls als Verwaltungsstab zur Erzwingung dient. 

(Theoretisch denkbar wäre eine solche Herrschaft auch seitens eines Einzelnen ohne allen 

Verwaltungsstab.) 

2. Ein Verband ist vermöge der Existenz eines Verwaltungsstabes stets in irgendeinem Grade 

Herrschaftsverband. Nur ist der Begriff relativ. Der normale Herrschaftsverband ist als solcher auch 

Verwaltungsverband. Die Art wie, der Charakter des Personenkreises, durch welchen, und die 

Objekte, welche verwaltet werden, und die Tragweite der Herrschaftsgeltung bestimmen die 



Eigenart des Verbandes. Die ersten beiden Tatbestände aber sind im stärksten Maß durch die Art 

der Legitimitäts grundlagen der Herrschaft begründet (über diese s.u. Kap. III.). 

 

Kapitel III. 

 

Die Typen der Herrschaft  

 1. Die Legitimitätsgeltung 

§ 1. Definition der Herrschaft. Legitimität, Gehorsam 

 
§ 1. »Herrschaft« soll, definitionsgemäß (Kap. I, § 16), die Chance heißen, für spezifische 

(oder: für alle) Befehle bei einer angebbaren Gruppe von Menschen Gehorsam zu finden. Nicht also 

jede Art von Chance, »Macht« und »Einfluß« auf andere Menschen auszuüben. Herrschaft 

(»Autorität«) in diesem Sinn kann im Einzelfall auf den verschiedensten Motiven der Fügsamkeit: 

von dumpfer Gewöhnung angefangen bis zu rein zweckrationalen Erwägungen, beruhen. Ein 

bestimmtes Minimum an Gehorchen wollen, also: Interesse (äußerem oder innerem) am 

Gehorchen, gehört zu jedem echten Herrschaftsverhältnis. 

Nicht jede Herrschaft bedient sich wirtschaftlicher Mittel. Noch weit weniger hat jede Herrschaft 

wirtschaftliche Zwecke. Aber jede Herrschaft über eine Vielzahl von Menschen bedarf 

normalerweise (nicht: absolut immer) eines Stabes von Menschen (Verwaltungsstab, s. Kap. I, § 

12), d.h. der (normalerweise) verläßlichen Chance eines eigens auf Durchführung ihrer generellen 

Anordnungen und konkreten Befehle eingestellten Handelns angebbarer zuverlässig gehorchender 

Menschen. Dieser Verwaltungsstab kann an den Gehorsam gegenüber dem (oder: den) Herren rein 

durch Sitte oder rein affektuell oder durch materielle Interessenlage oder ideelle Motive 

(wertrational) gebunden sein. Die Art dieser Motive bestimmt weitgehend den Typus der 

Herrschaft. Rein materielle und zweckrationale Motive der Verbundenheit zwischen Herrn und 

Verwaltungsstab bedeuten hier wie sonst einen relativ labilen Bestand dieser. Regelmäßig kommen 

andere – affektuelle oder wertrationale – hinzu. In außeralltäglichen Fällen können diese allein 

ausschlaggebend sein. Im Alltag beherrscht Sitte und daneben: materielles, zweckrationales, 

Interesse diese wie andere Beziehungen. Aber Sitte oder Interessenlage so wenig wie rein 

affektuelle oder rein wertrationale Motive der Verbundenheit könnten verläßliche Grundlagen einer 

Herrschaft darstellen. Zu ihnen tritt normalerweise ein weiteres Moment: der Legitimitätsglaube. 

Keine Herrschaft begnügt sich, nach aller Erfahrung, freiwillig mit den nur materiellen oder nur 

affektuellen oder nur wertrationalen Motiven als Chancen ihres Fortbestandes. Jede sucht vielmehr 

den Glauben an ihre »Legitimität« zu erwecken und zu pflegen. Je nach der Art der beanspruchten 

Legitimität aber ist auch der Typus des Gehorchens, des zu dessen Garantie bestimmten 

Verwaltungsstabes und der Charakter der Ausübung der Herrschaft grundverschieden. Damit aber 

auch ihre Wirkung. Mithin ist es zweckmäßig, die Arten der Herrschaft je nach dem ihnen typischen 

Legitimitätsanspruch zu unterscheiden. Dabei wird zweckmäßigerweise von modernen und also 

bekannten Verhältnissen ausgegangen. 

1. Daß dieser und nicht irgendein anderer Ausgangspunkt der Unterscheidung gewählt wird, 

kann nur der Erfolg rechtfertigen. Daß gewisse andere typische Unterscheidungsmerkmale dabei 



vorläufig zurücktreten und erst später eingefügt werden können, dürfte kein entscheidender 

Mißstand sein. Die »Legitimität« einer Herrschaft hat – schon weil sie zur Legitimität des Besitzes 

sehr bestimmte Beziehungen besitzt – eine durchaus nicht nur »ideelle« Tragweite. 

2. Nicht jeder konventional oder rechtlich gesicherte »Anspruch« soll ein Herrschaftsverhältnis 

heißen. Sonst wäre der Arbeiter im Umfang seines Lohnanspruchs »Herr« des Arbeitgebers, weil 

ihm auf Verlangen der Gerichtsvollzieher zur Verfügung gestellt werden muß. In Wahrheit ist er 

formal ein zum Empfang von Leistungen »berechtigter« Tauschpartner desselben. Dagegen soll es 

den Begriff eines Herrschaftsverhältnisses natürlich nicht ausschließen, daß es durch formal freien 

Kontrakt entstanden ist: so die in den Arbeitsordnungen und -anweisungen sich kundgebende 

Herrschaft des Arbeitgebers über den Arbeiter, des Lehensherrn über den frei in die 

Lehensbeziehung tretenden Vasallen. Daß der Gehorsam kraft militärischer Disziplin formal 

»unfreiwillig«, der kraft Werkstattdisziplin formal »freiwillig« ist, ändert an der Tatsache, daß auch 

Werkstattdisziplin Unterwerfung unter eine Herrschaft ist, nichts. Auch die Beamtenstellung wird 

durch Kontrakt übernommen und ist kündbar, und selbst die »Untertanen«-Beziehung kann 

freiwillig übernommen und (in gewissen Schranken) gelöst werden. Die absolute Unfreiwilligkeit 

besteht erst beim Sklaven. Allerdings aber soll andererseits eine durch monopolistische Lage 

bedingte ökonomische »Macht«, d.h. in diesem Fall: Möglichkeit, den Tauschpartnern die 

Tauschbedingungen zu »diktieren«, allein und für sich ebensowenig schon »Herrschaft« heißen, wie 

irgendein anderer: etwa durch erotische oder sportliche oder diskussionsmäßige oder andere 

Überlegenheit bedingter »Einfluß«. Wenn eine große Bank in der Lage ist, anderen Banken ein 

»Konditionenkartell« aufzuzwingen, so soll dies so lange nicht »Herrschaft« heißen, als nicht ein 

unmittelbares Obödienzverhältnis derart hergestellt ist: daß Anweisungen der Leitung jener Bank 

mit dem Anspruch und der Chance, rein als solche Nachachtung zu finden, erfolgen und in ihrer 

Durchführung kontrolliert werden. Natürlich ist auch hier, wie überall, der Übergang flüssig: von 

Schuldverpflichtung zur Schuldverknechtung finden sich alle Zwischenstufen. Und die Stellung 

eines »Salons« kann bis hart an die Grenze einer autoritären Machtstellung gehen, ohne doch 

notwendig »Herrschaft« zu sein. Scharfe Scheidung ist in der Realität oft nicht möglich, klare 

Begriffe sind aber dann deshalb nur um so nötiger. 

3. Die »Legitimität« einer Herrschaft darf natürlich auch nur als Chance, dafür in einem 

relevanten Maße gehalten und praktisch behandelt zu werden, angesehen werden. Es ist bei 

weitem nicht an dem: daß jede Fügsamkeit gegenüber einer Herrschaft primär (oder auch nur: 

überhaupt immer) sich an diesem Glauben orientierte. Fügsamkeit kann vom Einzelnen oder von 

ganzen Gruppen rein aus Opportunitätsgründen geheuchelt, aus materiellem Eigeninteresse 

praktisch geübt, aus individueller Schwäche und Hilflosigkeit als unvermeidlich hingenommen 

werden. Das ist aber nicht maßgebend für die Klassifizierung einer Herrschaft. Sondern: daß ihr 

eigener Legitimitätsanspruch der Art nach in einem relevanten Maß »gilt«, ihren Bestand festigt 

und die Art der gewählten Herrschaftsmittel mit bestimmt. Eine Herrschaft kann ferner – und das 

ist ein praktisch häufiger Fall – so absolut durch augenfällige Interessengemeinschaft des Herrn 

und seines Verwaltungsstabs (Leibwache, Prätorianer, »rote« oder »weiße« Garden) gegenüber 

den Beherrschten und durch deren Wehrlosigkeit gesichert sein, daß sie selbst den Anspruch auf 

»Legitimität« zu verschmähen vermag. Dann ist noch immer die Art der Legitimitätsbeziehung 

zwischen Herrn und Verwaltungsstab je nach der Art der zwischen ihnen bestehenden 

Autoritätsgrundlage sehr verschieden geartet und in hohem Grade maßgebend für die Struktur der 

Herrschaft, wie sich zeigen wird. 



4. »Gehorsam« soll bedeuten: daß das Handeln des Gehorchenden im wesentlichen so abläuft, 

als ob er den Inhalt des Befehls um dessen selbst willen zur Maxime seines Verhaltens gemacht 

habe, und zwar lediglich um des formalen Gehorsamsverhältnisses halber, ohne Rücksicht auf die 

eigene Ansicht über den Wert oder Unwert des Befehls als solchen. 

5. Rein psychologisch kann die Kausalkette verschieden aussehen, insbesondre: »Eingebung« 

oder »Einfühlung« sein. Diese Unterscheidung ist aber hier für die Typenbildung der Herrschaft 

nicht brauchbar. 

6. Der Bereich der herrschaftsmäßigen Beeinflussung der sozialen Beziehungen und 

Kulturerscheinungen ist wesentlich breiter, als es auf den ersten Blick scheint. Beispielsweise ist es 

diejenige Herrschaft, welche in der Schule geübt wird, welche die als orthodox geltende Sprach- 

und Schreibform prägt. Die als Kanzleisprachen der politisch autokephalen Verbände, also ihrer 

Herrscher, fungierenden Dialekte sind zu diesen orthodoxen Sprach- und Schreibformen geworden 

und haben die »nationalen« Trennungen (z.B. Hollands von Deutschland) herbeigeführt. 

Elternherrschaft und Schulherrschaft reichen aber weit über die Beeinflussung jener (übrigens nur 

scheinbar:) formalen Kulturgüter hinaus in der Prägung der Jugend und damit der Menschen. 

7. Daß Leiter und Verwaltungsstab eines Verbandes der Form nach als »Diener« der 

Beherrschten auftreten, beweist gegen den Charakter als »Herrschaft« natürlich noch gar nichts. 

Es wird von den materialen Tatbeständen der sogenannten »Demokratie« später gesondert zu 

reden sein. Irgendein Minimum von maßgeblicher Befehlsgewalt, insoweit also: von »Herrschaft«, 

muß ihnen aber fast in jedem denkbaren Falle eingeräumt werden. 

§ 2. Drei reine Typen legitimer Herrschaft 

 
§ 2. Es gibt drei reine Typen legitimer Herrschaft. Ihre Legitimitätsgeltung kann nämlich primär 

sein: 

1. rationalen Charakters: auf dem Glauben an die Legalität gesatzter Ordnungen und des 

Anweisungsrechts der durch sie zur Ausübung der Herrschaft Berufenen ruhen (legale Herrschaft), 

– oder 

2. traditionalen Charakters: auf dem Alltagsglauben an die Heiligkeit von jeher geltender 

Traditionen und die Legitimität der durch sie zur Autorität Berufenen ruhen (traditionale 

Herrschaft), – oder endlich 

3. charismatischen Charakters: auf der außeralltäglichen Hingabe an die Heiligkeit oder die 

Heldenkraft oder die Vorbildlichkeit einer Person und der durch sie offenbarten oder geschaffenen 

Ordnungen (charismatische Herrschaft). 

Im Fall der satzungsmäßigen Herrschaft wird der legal gesatzten sachlichen unpersönlichen 

Ordnung und dem durch sie bestimmten Vorgesetzten kraft formaler Legalität seiner Anordnungen 

und in deren Umkreis gehorcht. Im Fall der traditionalen Herrschaft wird der Person des durch 

Tradition berufenen und an die Tradition (in deren Bereich) gebundenen Herrn kraft Pietät im 

Umkreis des Gewohnten gehorcht. Im Fall der charismatischen Herrschaft wird dem charismatisch 

qualifizierten Führer als solchem kraft persönlichen Vertrauens in Offenbarung, Heldentum oder 

Vorbildlichkeit im Umkreis der Geltung des Glaubens an dieses sein Charisma gehorcht. 

  

1. Die Zweckmäßigkeit dieser Einteilung kann nur der dadurch erzielte Ertrag an Systematik 

erweisen. Der Begriff des »Charisma« (»Gnadengabe«) ist altchristlicher Terminologie entnommen. Für 



die christliche Hierokratie hat zuerst Rudolph Sohms Kirchenrecht der Sache, wenn auch nicht der 

Terminologie nach den Begriff, andere (z.B. Karl Holl in »Enthusiasmus und Bußgewalt« [1898]) gewisse 

wichtige Konsequenzen davon verdeutlicht. Er ist also nichts Neues. 

2. Daß keiner der drei, im folgenden zunächst zu erörternden, Idealtypen historisch wirklich »rein« 

vorzukommen pflegt, darf natürlich hier sowenig wie sonst die begriffliche Fixierung in möglichst reiner 

Ausprägung hindern. Weiterhin (§ 11 ff.) wird die Abwandlung des reinen Charisma durch 

Veralltäglichung erörtert und dadurch der Anschluß an die empirischen Herrschaftsformen wesentlich 

gesteigert werden. Aber auch dann gilt für jede empirische historische Erscheinung der Herrschaft: daß 

sie »kein ausgeklügelt Buch« zu sein pflegt. Und die soziologische Typologie bietet der empirisch 

historischen Arbeit lediglich den immerhin oft nicht zu unterschätzenden Vorteil: daß sie im Einzelfall an 

einer Herrschaftsform angeben kann: was »charismatisch«, »erbcharismatisch« (§§ 10, 11), 

»amtscharismatisch«, »patriarchal« (§ 7), »bureaukratisch« (§ 4), »ständisch« usw. ist oder sich diesem 

Typus nähert, und daß sie dabei mit leidlich eindeutigen Begriffen arbeitet. Zu glauben: die historische 

Gesamtrealität lasse sich in das nachstehend entwickelte Begriffsschema »einfangen«, liegt hier so fern 

wie möglich. 

2. Die legale Herrschaft mit bureaukratischem Verwaltungsstab.  

 
Vorbemerkung: Es wird hier absichtlich von der spezifisch modernen Form der Verwaltung 

ausgegangen, um nachher die anderen mit ihr kontrastieren zu können. 

 

§ 3. Die legale Herrschaft. Grundkategorien der rationalen Herrschaft 

 
§ 3. Die legale Herrschaft beruht auf der Geltung der folgenden untereinander 

zusammenhängenden Vorstellungen, 

1. daß beliebiges Recht durch Paktierung oder Oktroyierung rational, zweckrational oder 

wertrational orientiert (oder: beides), gesatzt werden könne mit dem Anspruch auf Nachachtung 

mindestens durch die Genossen des Verbandes, regelmäßig aber auch: durch Personen, die 

innerhalb des Machtbereichs des Verbandes (bei Gebietsverbänden: des Gebiets) in bestimmte von 

der Verbandsordnung für relevant erklärte soziale Beziehungen geraten oder sozial handeln; – 

2. daß jedes Recht seinem Wesen nach ein Kosmos abstrakter, normalerweise: absichtsvoll 

gesatzter Regeln sei, die Rechtspflege die Anwendung dieser Regeln auf den Einzelfall, die 

Verwaltung die rationale Pflege von, durch Verbandsordnungen vorgesehenen, Interessen, 

innerhalb der Schranken von Rechtsregeln, und: nach allgemein angebbaren Prinzipien, welche 

Billigung oder mindestens keine Mißbilligung in den Verbandsordnungen finden; – 

3. daß also der typische legale Herr: der »Vorgesetzte«, indem er anordnet und mithin befiehlt, 

seinerseits der unpersönlichen Ordnung gehorcht, an welcher er seine Anordnungen orientiert, – 

  

Dies gilt auch für denjenigen legalen Herrn, der nicht »Beamter« ist, z.B. einen gewählten 

Staatspräsidenten. 

  

4. daß – wie man dies meist ausdrückt – der Gehorchende nur als Genosse und nur »dem 

Recht« gehorcht. 

  



Als Vereinsgenosse, Gemeindegenosse, Kirchenmitglied, im Staat: Bürger. 

  

5. gilt in Gemäßheit von Nr. 3 die Vorstellung, daß die Verbandsgenossen, indem sie dem Herrn 

gehorchen, nicht seiner Person, sondern jenen unpersönlichen Ordnungen gehorchen und daher 

zum Gehorsam nur innerhalb der ihm durch diese zugewiesenen rational abgegrenzten sachlichen 

Zuständigkeit verpflichtet sind. 

  

Die Grundkategorien der rationalen Herrschaft sind also 

1. ein kontinuierlicher regelgebundener Betrieb von Amtsgeschäften, innerhalb: 

2. einer Kompetenz (Zuständigkeit), welche bedeutet: 

a) einen kraft Leistungsverteilung sachlich abgegrenzten Bereich von Leistungspflichten, – 

b) mit Zuordnung der etwa dafür erforderlichen Befehlsgewalten und 

c) mit fester Abgrenzung der eventuell zulässigen Zwangsmittel und der Voraussetzungen ihrer 

Anwendung. 

Ein derart geordneter Betrieb soll »Behörde« heißen. 

  

»Behörden« in diesem Sinn gibt es in großen Privatbetrieben, Parteien, Armeen natürlich genau wie 

in »Staat« und »Kirche«. Eine »Behörde« im Sinne dieser Terminologie ist auch der gewählte 

Staatspräsident (oder das Kollegium der Minister oder gewählten »Volksbeauftragten«). Diese Kategorien 

interessieren aber jetzt noch nicht. Nicht jede Behörde hat in gleichem Sinne »Befehlsgewalten«; aber 

diese Scheidung interessiert hier nicht. 

  

Dazu tritt 

3. das Prinzip der Amtshierarchie, d.h. die Ordnung fester Kontroll- und Aufsichtsbehörden für 

jede Behörde mit dem Recht der Berufung oder Beschwerde von den nachgeordneten an die 

vorgesetzten. Verschieden ist dabei die Frage geregelt, ob und wann die Beschwerdeinstanz die 

abzuändernde Anordnung selbst durch eine »richtige« ersetzt oder dies dem ihr untergeordneten 

Amt, über welches Beschwerde geführt wird, aufträgt. 

4. Die »Regeln«, nach denen verfahren wird, können 

a) technische Regeln, – 

b) Normen sein. Für deren Anwendung ist in beiden Fällen, zur vollen Rationalität, Fachschulung 

nötig. Normalerweise ist also zur Teilnahme am Verwaltungsstab eines Verbandes nur der 

nachweislich erfolgreich Fachgeschulte qualifiziert und darf nur ein solcher als Beamter angestellt 

werden. »Beamte« bilden den typischen Verwaltungsstab rationaler Verbände, seien dies 

politische, hierokratische, wirtschaftliche (insbesondere: kapitalistische) oder sonstige. 

5. Es gilt (im Rationalitätsfall) das Prinzip der vollen Trennung des Verwaltungsstabs von den 

Verwaltungs- und Beschaffungsmitteln. Die Beamten, Angestellten, Arbeiter des Verwaltungsstabs 

sind nicht im Eigenbesitz der sachlichen Verwaltungs- und Beschaffungsmittel, sondern erhalten 

diese in Naturaloder Geldform geliefert und sind rechnungspflichtig. Es besteht das Prinzip der 

vollen Trennung des Amts-(Betriebs-)Vermögens (bzw. Kapitals) vom Privatvermögen (Haushalt) 

und der Amtsbetriebsstätte (Bureau) von der Wohnstätte. 

6. Es fehlt im vollen Rationalitätsfall jede Appropriation der Amtsstelle an den Inhaber. Wo ein 

»Recht« am »Amt« konstituiert ist (wie z.B. bei Richtern und neuerdings zunehmenden Teilen der 

Beamten- und selbst der Arbeiterschaft), dient sie normalerweise nicht dem Zweck einer 



Appropriation an den Beamten, sondern der Sicherung der rein sachlichen (»unabhängigen«), nur 

normgebundenen, Arbeit in seinem Amt. 

7. Es gilt das Prinzip der Aktenmäßigkeit der Verwaltung, auch da, wo mündliche Erörterung 

tatsächlich Regel oder geradezu Vorschrift ist: mindestens die Vorerörterungen und Anträge und 

die abschließenden Entscheidungen, Verfügungen und Anordnungen aller Art sind schriftlich fixiert. 

Akten und kontinuierlicher Betrieb durch Beamte zusammen ergeben: das Bureau, als den 

Kernpunkt jedes modernen Verbandshandelns. 

8. Die legale Herrschaft kann sehr verschiedene Formen annehmen, von denen später 

gesondert zu reden ist. Im folgenden wird zunächst absichtlich nur die am meisten rein 

herrschaftliche Struktur des Verwaltungsstabes: des »Beamtentums«, der »Bureaukratie«, 

idealtypisch analysiert. 

  

Daß die typische Art des Leiters beiseite gelassen wird, erklärt sich aus Umständen, die erst später 

ganz verständlich werden. Sehr wichtige Typen rationaler Herrschaft sind formal in ihrem Leiter anderen 

Typen angehörig (erbcharismatisch: Erbmonarchie, charismatisch: plebiszitärer Präsident), andere 

wieder sind material in wichtigen Teilen rational, aber in einer zwischen Bureaukratie und 

Charismatismus in der Mitte liegenden Art konstruiert (Kabinettsregierung), noch andre sind durch die 

(charismatischen oder bureaukratischen) Leiter anderer Verbände (»Parteien«) geleitet 

(Parteiministerien). Der Typus des rationalen legalen Verwaltungsstabs ist universaler Anwendung fähig 

und er ist das im Alltag Wichtige. Denn Herrschaft ist im Alltag primär: Verwaltung. 

 

§ 4. Legale Herrschaft: Reinster Typus mittels bürokratischen 

Verwaltungsstabes 

 
§ 4. Der reinste Typus der legalen Herrschaft ist diejenige mittels bureaukratischen 

Verwaltungsstabs. Nur der Leiter des Verbandes besitzt seine Herrenstellung entweder kraft 

Appropriation oder kraft einer Wahl oder Nachfolgerdesignation. Aber auch seine Herrenbefugnisse 

sind legale »Kompetenzen«. Die Gesamtheit des Verwaltungsstabes besteht im reinsten Typus aus 

Einzelbeamten (Monokratie, im Gegensatz zur »Kollegialität«, von der später zu reden ist), welche 

1. persönlich frei nur sachlichen Amtspflichten gehorchen, 

2. in fester Amtshierarchie, 

3. mit festen Amtskompetenzen, 

4. kraft Kontrakts, also (prinzipiell) auf Grund freier Auslese nach 

5. Fachqualifikation – im rationalsten Fall: durch Prüfung ermittelter, durch Diplom beglaubigter 

Fachqualifikation – angestellt (nicht: gewählt) sind, – 

6. entgolten sind mit festen Gehältern in Geld, meist mit Pensionsberechtigung, unter 

Umständen allerdings (besonders in Privatbetrieben) kündbar auch von seiten des Herrn, stets aber 

kündbar von seiten des Beamten; dies Gehalt ist abgestuft primär nach dem hierarchischen Rang, 

daneben nach der Verantwortlichkeit der Stellung, im übrigen nach dem Prinzip der 

»Standesgemäßheit« (Kap. IV), 

7. ihr Amt als einzigen oder Haupt-Beruf behandeln, 

8. eine Laufbahn: »Aufrücken« je nach Amtsalter oder Leistungen oder beiden, abhängig vom 

Urteil der Vorgesetzten, vor sich sehen, 



9. in völliger »Trennung von den Verwaltungsmitteln« und ohne Appropriation der Amtsstelle 

arbeiten, 

10. einer strengen einheitlichen Amtsdisziplin und Kontrolle unterliegen. 

Diese Ordnung ist im Prinzip in erwerbswirtschaftlichen oder karitativen oder beliebigen anderen 

private ideelle oder materielle Zwecke verfolgenden Betrieben und in politischen oder 

hierokratischen Verbänden gleich anwendbar und auch historisch (in mehr oder minder starker 

Annäherung an den reinen Typus) nachweisbar. 

  

1. Z.B. ist die Bureaukratie in Privatkliniken ebenso wie in Stiftungs- oder Ordenskrankenhäusern im 

Prinzip die gleiche. Die moderne sog. »Kaplanokratie«: die Enteignung der alten weitgehend 

appropriierten Kirchenpfründen, aber auch der Universalepiskopat (als formale universale »Kompetenz«) 

und die Infallibilität (als materiale universale »Kompetenz«, nur »ex cathedra«, im Amt, fungierend, also 

unter der typischen Scheidung von »Amt« und »Privat«- Tätigkeit) sind typisch bureaukratische 

Erscheinungen. Ganz ebenso der großkapitalistische Betrieb, je größer desto mehr, und nicht minder der 

Parteibetrieb (von dem gesondert zu reden sein wird) oder das durch, »Offiziere« genannte, militärische 

Beamte besonderer Art geführte moderne bureaukratische Heer. 

2. Die bureaukratische Herrschaft ist da am reinsten durchgeführt, wo das Prinzip der Ernennung der 

Beamten am reinsten herrscht. Eine Wahlbeamten- Hierarchie gibt es im gleichen Sinne wie die 

Hierarchie der ernannten Beamten nicht: schon die Disziplin vermag ja natürlich niemals auch nur 

annähernd die gleiche Strenge zu erreichen, wo der unterstellte Beamte auf Wahl ebenso zu pochen 

vermag wie der übergeordnete und nicht von dessen Urteil seine Chancen abhängen. (S. über die 

Wahlbeamten unten § 14.) 

3. Kontrakts-Anstellung, also freie Auslese, ist der modernen Bureaukratie wesentlich. Wo unfreie 

Beamte (Sklaven, Ministeriale) in hierarchischer Gliederung mit sachlichen Kompetenzen, also in formal 

bureaukratischer Art, fungieren, wollen wir von »Patrimonialbureaukratie« sprechen. 

4. Das Ausmaß der Fachqualifikation ist in der Bureaukratie in stetem Wachsen. Auch der Parteiund 

Gewerkschaftsbeamte bedarf des fachmäßigen (empirisch erworbenen) Wissens. Daß die modernen 

»Minister« und »Staatspräsidenten« die einzigen »Beamten« sind, für die keine Fachqualifikation 

verlangt wird, beweist: daß sie Beamte nur im formalen, nicht im materialen Sinne sind, ganz ebenso wie 

der »Generaldirektor« eines großen Privataktienbetriebs. Vollends der kapitalistische Unternehmer ist 

ebenso appropriiert wie der »Monarch«. Die bureaukratische Herrschaft hat also an der Spitze 

unvermeidlich ein mindestens nicht rein bureaukratisches Element. Sie ist nur eine Kategorie der 

Herrschaft durch einen besonderen Verwaltungsstab. 

5. Das feste Gehalt ist das Normale. (Appropriierte Sporteleinnahmen wollen wir als »Pfründen« 

bezeichnen: über den Begriff s. § 8). Ebenso das Geldgehalt. Es ist durchaus nicht begriffswesentlich, 

entspricht aber doch am reinsten dem Typus. (Naturaldeputate haben »Pfründen«-Charakter. Pfründe ist 

normalerweise eine Kategorie der Appropriation von Erwerbschancen und Stellen.) Aber die Übergänge 

sind hier völlig flüssig, wie gerade solche Beispiele zeigen. Die Appropriationen kraft Amtspacht, 

Amtskauf, Amtspfand gehören einer andern Kategorie als der reinen Bureaukratie an (§ 7 a, 3 am 

Schluß). 

6. »Ämter« im »Nebenberuf« und vollends »Ehrenämter« gehören in später (§ 19 f.) zu erörternde 

Kategorien. Der typische »bureaukratische« Beamte ist Hauptberufsbeamter. 

7. Die Trennung von den Verwaltungsmitteln ist in der öffentlichen und der Privatbureaukratie (z.B. 

im großkapitalistischen Unternehmen) genau im gleichen Sinn durchgeführt. 

8. Kollegiale »Behörden« werden weiter unten (§ 15) gesondert betrachtet werden. Sie sind in 

schneller Abnahme zugunsten der faktisch und meist auch formal monokratischen Leitung begriffen (z.B. 

waren die kollegialen »Regierungen« in Preußen längst dem monokratischen Regierungspräsidenten 

gewichen). Das Interesse an schneller, eindeutiger, daher von Meinungskompromissen und 

Meinungsumschlägen der Mehrheit freier Verwaltung ist dafür entscheidend. 



9. Selbstverständlich sind moderne Offiziere eine mit ständischen Sondermerkmalen, von denen 

andernorts (Kap. IV) zu reden ist, ausgestattete Kategorie von ernannten Beamten, ganz im Gegenteil zu 

Wahlführern einerseits, charismatischen (§ 10) Kondottieren andererseits, kapitalistischen 

Unternehmeroffizieren (Soldheer) drittens, Offizierstellen-Käufern (§ 7 a am Schluß) viertens. Die 

Übergänge können flüssig sein. Die patrimonialen »Diener«, getrennt von den Verwaltungsmitteln, und 

die kapitalistischen Heeres unternehmer sind ebenso wie, oft, die kapitalistischen Privatunternehmer, 

Vorläufer der modernen Bureaukratie gewesen. Davon später im einzelnen. 

§ 5. Die bürokratisch-monokratische aktenmäßige Verwaltung 

 
§ 5. Die rein bureaukratische, also: die bureaukratisch-monokratische aktenmäßige Verwaltung 

ist nach allen Erfahrungen die an Präzision, Stetigkeit, Disziplin, Straffheit und Verläßlichkeit, also: 

Berechenbarkeit für den Herrn wie für die Interessenten, Intensität und Extensität der Leistung, 

formal universeller Anwendbarkeit auf alle Aufgaben, rein technisch zum Höchstmaß der Leistung 

vervollkommenbare, in all diesen Bedeutungen: formal rationalste, Form der Herrschaftsausübung. 

Die Entwicklung »moderner« Verbandsformen auf allen Gebieten (Staat, Kirche, Heer, Partei, 

Wirtschaftsbetrieb, Interessentenverband, Verein, Stiftung und was immer es sei) ist schlechthin 

identisch mit Entwicklung und stetiger Zunahme der bureaukratischen Verwaltung: ihre Entstehung 

ist z.B. die Keimzelle des modernen okzidentalen Staats. Man darf sich durch alle scheinbaren 

Gegeninstanzen, seien es kollegiale Interessentenvertretungen oder Parlamentsausschüsse oder 

»Räte-Diktaturen« oder Ehrenbeamte oder Laienrichter oder was immer (und vollends durch das 

Schelten über den »hl. Bureaukratius«) nicht einen Augenblick darüber täuschen lassen, daß alle 

kontinuierliche Arbeit durch Beamte in Bureaus erfolgt. Unser gesamtes Alltagsleben ist in diesen 

Rahmen eingespannt. Denn wenn die bureaukratische Verwaltung überall die – ceteris paribus! – 

formal-technisch rationalste ist, so ist sie für die Bedürfnisse der Massen verwaltung (personalen 

oder sachlichen) heute schlechthin unentrinnbar. Man hat nur die Wahl zwischen 

»Bureaukratisierung« und »Dilettantisierung« der Verwaltung, und das große Mittel der 

Überlegenheit der bureaukratischen Verwaltung ist: Fachwissen, dessen völlige Unentbehrlichkeit 

durch die moderne Technik und Ökonomik der Güterbeschaffung bedingt wird, höchst einerlei ob 

diese kapitalistisch oder – was, wenn die gleiche technische Leistung erzielt werden sollte, nur eine 

ungeheure Steigerung der Bedeutung der Fachbureaukratie bedeuten würde – sozialistisch 

organisiert ist. Wie die Beherrschten sich einer bestehenden bureaukratischen Herrschaft 

normalerweise nur erwehren können durch Schaffung einer eigenen, ebenso der 

Bureaukratisierung ausgesetzten Gegenorganisation, so ist auch der bureaukratische Apparat 

selbst durch zwingende Interessen materieller und rein sachlicher, also: ideeller Art an sein eigenes 

Weiterfunktionieren gebunden: ohne ihn würde in einer Gesellschaft mit Trennung des Beamten, 

Angestellten, Arbeiters, von den Verwaltungsmitteln und Unentbehrlichkeit der Disziplin und 

Geschultheit die moderne Existenzmöglichkeit für alle außer den noch im Besitz der 

Versorgungsmittel Befindlichen (den Bauern) aufhören. Er funktioniert für die zur Gewalt gelangte 

Revolution und für den okkupierenden Feind normalerweise einfach weiter wie für die bisher legale 

Regierung. Stets ist die Frage: wer beherrscht den bestehenden bureaukratischen Apparat? Und 

stets ist seine Beherrschung dem NichtFachmann nur begrenzt möglich: der Fach-Geheimrat ist 

dem Nichtfachmann als Minister auf die Dauer meist überlegen in der Durchsetzung seines Willens. 

Der Bedarf nach stetiger, straffer, intensiver und kalkulierbarer Verwaltung, wie ihn der 

Kapitalismus – nicht: nur er, aber allerdings und unleugbar: er vor allem – historisch geschaffen 



hat (er kann ohne sie nicht bestehen) und jeder rationale Sozialismus einfach übernehmen müßte 

und steigern würde, bedingt diese Schicksalhaftigkeit der Bureaukratie als des Kerns jeder 

Massenverwaltung. Nur der (politische, hierokratische, vereinliche, wirtschaftliche) Kleinbetrieb 

könnte ihrer weitgehend entraten. Wie der Kapitalismus in seinem heutigen Entwicklungsstadium 

die Bureaukratie fordert – obwohl er und sie aus verschiedenen geschichtlichen Wurzeln gewachsen 

sind –, so ist er auch die rationalste, weil fiskalisch die nötigen Geld mittel zur Verfügung stellende, 

wirtschaftliche Grundlage, auf der sie in rationalster Form bestehen kann. 

Neben den fiskalischen Voraussetzungen bestehen für die bureaukratische Verwaltung 

wesentlich verkehrstechnische Bedingungen. Ihre Präzision fordert Eisenbahn, Telegramm, 

Telephon und ist zunehmend an sie gebunden. Daran könnte eine sozialistische Ordnung nichts 

ändern. Die Frage wäre (s. Kap. II, § 12), ob sie in der Lage wäre, ähnliche Bedingungen für eine 

rationale, und das hieße gerade für sie: straff bureaukratische Verwaltung nach noch festeren 

formalen Regeln zu schaffen, wie die kapitalistische Ordnung. Wenn nicht, – so läge hier wiederum 

eine jener großen Irrationalitäten: Antinomie der formalen und materialen Rationalität, vor, deren 

die Soziologie so viele zu konstatieren hat. 

Die bureaukratische Verwaltung bedeutet: Herrschaft kraft Wissen: dies ist ihr spezifisch 

rationaler Grundcharakter. Über die durch das Fachwissen bedingte gewaltige Machtstellung hinaus 

hat die Bureaukratie (oder der Herr, der sich ihrer bedient), die Tendenz, ihre Macht noch weiter zu 

steigern durch das Dienst-wissen: die durch Dienstverkehr erworbenen oder »aktenkundigen« 

Tatsachenkenntnisse. Der nicht nur, aber allerdings spezifisch bureaukratische Begriff des 

»Amtsgeheimnisses« – in seiner Beziehung zum Fachwissen etwa den kommerziellen 

Betriebsgeheimnissen gegenüber den technischen vergleichbar – entstammt diesem Machtstreben. 

Überlegen ist der Bureaukratie an Wissen: Fachwissen und Tatsachenkenntnis, innerhalb seines 

Interessenbereichs, regelmäßig nur: der private Erwerbsinteressent. Also: der kapitalistische 

Unternehmer. Er ist die einzige wirklich gegen die Unentrinnbarkeit der bureaukratischen rationalen 

Wissens-Herrschaft (mindestens: relativ) immune Instanz. Alle andern sind in Massenverbänden 

der bureaukratischen Beherrschung unentrinnbar verfallen, genau wie der Herrschaft der 

sachlichen Präzisionsmaschine in der Massengüterbeschaffung. 

Die bureaukratische Herrschaft bedeutet sozial im allgemeinen: 

1. die Tendenz zur Nivellierung im Interesse der universellen Rekrutierbarkeit aus den fachlich 

Qualifiziertesten, 

2. die Tendenz zur Plutokratisierung im Interesse der möglichst lang (oft bis fast zum Ende des 

dritten Lebensjahrzehnts) dauernden Fach einschulung, 

3. die Herrschaft der formalistischen Unpersönlichkeit: sine ira et studio, ohne Haß und 

Leidenschaft, daher ohne »Liebe« und »Enthusiasmus«, unter dem Druck schlichter Pflichtbegriffe; 

»ohne Ansehen der Person«, formal gleich für »jedermann«, d.h. jeden in gleicher faktischer Lage 

befindlichen Interessenten, waltet der ideale Beamte seines Amtes. 

Wie aber die Bureaukratisierung ständische Nivellierung (der normalen, historisch auch als 

normal erweislichen Tendenz nach) schafft, so fördert umgekehrt jede soziale Nivellierung, indem 

sie den ständischen, kraft Appropriation der Verwaltungsmittel und der Verwaltungsgewalt, 

Herrschenden und, im Interesse der »Gleichheit«, den kraft Besitz zu »ehrenamtlicher« oder 

»nebenamtlicher« Verwaltung befähigten Amtsinhaber beseitigt, die Bureaukratisierung, die überall 

der unentrinnbare Schatten der vorschreitenden »Massendemokratie« ist, – wovon eingehender in 

anderem Zusammenhang. 



Der normale »Geist« der rationalen Bureaukratie ist, allgemein gesprochen: 

1. Formalismus, gefordert von allen an Sicherung persönlicher Lebenschancen gleichviel welcher 

Art Interessierten, – weil sonst Willkür die Folge wäre, und der Formalismus die Linie des kleinsten 

Kraftmaßes ist. Scheinbar und zum Teil wirklich im Widerspruch mit dieser Tendenz dieser Art von 

Interessen steht 

2. die Neigung der Beamten zu material-utilitarisch gerichteter Behandlung ihrer 

Verwaltungsaufgaben im Dienst der zu beglückenden Beherrschten. Nur pflegt sich dieser materiale 

Utilitarismus in der Richtung der Forderung entsprechender – ihrerseits wiederum: formaler und in 

der Masse der Fälle formalistisch behandelter – Reglements zu äußern. (Darüber in der 

Rechtssoziologie.) 

Unterstützung findet diese Tendenz zur materialen Rationalität von seiten aller derjenigen 

Beherrschten, welche nicht zu der unter Nr. 1 bezeichneten Schicht der an »Sicherung« 

Interessierten gegen besessene Chancen gehören. Die daher rührende Problematik gehört in die 

Theorie der »Demokratie«. 

3. Traditionale Herrschaft.  

 § 6. Traditionale Herrschaft. Definition  

 
§ 6. Traditional soll eine Herrschaft heißen, wenn ihre Legitimität sich stützt und geglaubt wird 

auf Grund der Heiligkeit altüberkommener (»von jeher bestehender«) Ordnungen und 

Herrengewalten. Der Herr (oder: die mehreren Herren) sind kraft traditional überkommener Regel 

bestimmt. Gehorcht wird ihnen kraft der durch die Tradition ihnen zugewiesenen Eigenwürde. Der 

Herrschaftsverband ist, im einfachsten Fall, primär ein durch Erziehungsgemeinsamkeit bestimmter 

Pietätsverband. Der Herrschende ist nicht »Vorgesetzter«, sondern persönlicher Herr, sein 

Verwaltungsstab primär nicht »Beamten«, sondern persönlichen »Dienern«, die Beherrschten nicht 

»Mitglieder« des Verbandes, sondern entweder: 1. »traditionale Genossen« (§ 7 a) oder 2. 

»Untertanen«. Nicht sachliche Amtspflicht, sondern persönliche Dienertreue bestimmten die 

Beziehungen des Verwaltungsstabes zum Herrn. 

Gehorcht wird nicht Satzungen, sondern der durch Tradition oder durch den traditional 

bestimmten Herrscher dafür berufenen Person, deren Befehle legitim sind in zweierlei Art: 

a) teilweise kraft eindeutig den Inhalt der Anordnungen bestimmender Tradition und in deren 

geglaubtem Sinn und Ausmaß, welches durch Überschreitung der traditionalen Grenzen zu 

erschüttern für die eigene traditionale Stellung des Herrn gefährlich werden könnte, 

b) teilweise kraft der freien Willkür des Herrn, welcher die Tradition den betreffenden Spielraum 

zuweist. 

Diese traditionale Willkür beruht primär auf der prinzipiellen Schrankenlosigkeit von 

pietätspflichtmäßiger Obödienz. 

Es existiert also das Doppelreich 

a) des material traditionsgebundenen Herrenhandelns, 

b) des material traditionsfreien Herrenhandelns. Innerhalb des letzteren kann der Herr nach 

freier Gnade und Ungnade, persönlicher Zu- und Abneigung, und rein persönlicher, insbesondere 



auch durch Geschenke – die Quellen der »Gebühren«– zu erkaufender Willkür »Gunst« erweisen. 

Soweit er da nach Prinzipien verfährt, sind dies solche der materialen ethischen Billigkeit, 

Gerechtigkeit oder der utilitarischen Zweckmäßigkeit, nicht aber – wie bei der legalen Herrschaft –: 

formale Prinzipien. Die tatsächliche Art der Herrschaftsausübung richtet sich darnach: was 

üblicherweise der Herr (und sein Verwaltungsstab) sich gegenüber der traditionalen Fügsamkeit der 

Untertanen gestatten dürfen, ohne sie zum Widerstand zu reizen. Dieser Widerstand richtet sich, 

wenn er entsteht, gegen die Person des Herrn (oder: Dieners), der die traditionalen Schranken der 

Gewalt mißachtete, nicht aber: gegen das System als solches (»traditionalistische Revolution«). 

Recht oder Verwaltungsprinzipien durch Satzung absichtsvoll neu zu »schaffen«, ist bei reinem 

Typus der traditionalen Herrschaft unmöglich. Tatsächliche Neuschöpfungen können sich also nur 

als von jeher geltend und nur durch »Weistum« erkannt legitimieren. Als Orientierungsmittel für 

die Rechtsfindung kommen nur Dokumente der Tradition: »Präzedenzien und Präjudizien« in Frage. 

§ 7. Traditionale Herrschaft: mit Verwaltungsstab 

 
§ 7. Der Herr herrscht entweder 1. ohne oder 2. mit Verwaltungsstab. Über den ersten Fall s. § 

7 a Nr. 1. 

Der typische Verwaltungsstab kann rekrutiert sein aus: 

a) traditional, durch Pietätsbande, mit dem Herrn Verbundenen (»patrimonial rekrutiert«): 

α. Sippenangehörigen, 

β. Sklaven, 

γ. haushörige Hausbeamte, insbesondere: »Ministerialen«, 

δ. Klienten, 

ε. Kolonen, 

ζ. Freigelassenen; 

b) (»extrapatrimonial rekrutiert« aus:) 

α. persönlichen Vertrauensbeziehungen (freie »Günstlinge« aller Art) oder 

β. Treubund mit dem zum Herrn Legitimierten (Vasallen), endlich 

γ. freie, in das Pietätsverhältnis zu ihm eintretende Beamte. 

  

Zu a α) Es ist ein sehr oft sich findendes Verwaltungsprinzip traditionalistischer Herrschaften, 

die wichtigsten Stellungen mit Angehörigen der Herrensippe zu besetzen. 

Zu a β): Sklaven und (a ζ) Freigelassene finden sich in patrimonialen Herrschaften oft bis in die 

höchsten Stellungen (frühere Sklaven als Großveziere waren nicht selten). 

Zu a γ) Die typischen Hausbeamten: Seneschall (Großknecht), Marschall (Pferdeknecht), 

Kämmerer, Truchseß, Hausmeier (Vorsteher des Gesindes und eventuell der Vasallen) finden sich 

in Europa überall. Im Orient treten als besonders wichtig der Großeunuch (Haremswächter), bei 

den Negerfürsten oft der Henker, außerdem überall oft der Leibarzt, Leibastrologe und ähnliche 

Chargen hinzu. 

Zu a δ) Die Königsklientel ist in China wie in Ägypten die Quelle des patrimonialen 

Beamtentums gewesen. 



Zu a ε) Kolonenheere hat der ganze Orient, aber auch die Herrschaft der römischen Nobilität 

gekannt. (Noch der islâmischen Orient der Neuzeit kannte Sklavenheere.) 

Zu b α) Die »Günstlings«-Wirtschaft ist jedem Patrimonialismus spezifisch und oft Anlaß 

»traditionalistischer Revolutionen« (Begriff s. am Schluß des §). 

Zu b β) Über die »Vasallen« ist gesondert zu sprechen. 

Zu b γ) Die »Bureaukratie« ist in Patrimonialstaaten zuerst entstanden, [und zwar] als 

Beamtentum mit extrapatrimonialer Rekrutierung. Aber diese Beamten waren, wie bald zu 

erwähnen, zunächst persönliche Diener des Herrn. 

  

Es fehlt dem Verwaltungsstab der traditionalen Herrschaft im reinen Typus: 

a) die feste »Kompetenz« nach sachlicher Regel, 

b) die feste rationale Hierarchie, 

c) die geregelte Anstellung durch freien Kontrakt und das geregelte Aufrücken, 

d) die Fachgeschultheit (als Norm), 

e) (oft) das feste und (noch öfter) das in Geld gezahlte Gehalt. 

Zu a) An Stelle der festen sachlichen Kompetenz steht die Konkurrenz der vom Herrn zunächst 

nach freier Willkür gegebenen jeweiligen, dann dauernd werdenden, schließlich oft traditional 

stereotypierten Aufträge und Vollmachten untereinander, die insbesondere durch die Konkurrenz 

um die ebenso den Beauftragten wie dem Herrn selbst bei Inanspruchnahme ihrer Bemühungen 

zustehenden Sportelchancen geschaffen wird: durch solche Interessen werden oft erstmalig die 

sachlichen Zuständigkeiten und damit die Existenz einer »Behörde« konstituiert. 

Alle mit Dauerzuständigkeit versehenen Beauftragten sind zunächst Hausbeamte des Herrn, ihre 

nicht hausgebundene (»extrapatrimoniale«) Zuständigkeit ist eine an ihren Hausdienst nach oft 

ziemlich äußerlichen sachlichen Verwandtschaften des Tätigkeitsgebiets angelehnte oder nach 

zunächst ganz freiem Belieben des Herrn, welches später traditional stereotypiert wird, ihnen 

zugewiesene Zuständigkeit. Neben den Hausbeamten gab es primär nur Beauftragte ad hoc. 

  

Der fehlende »Kompetenz«-Begriff ergibt sich leicht bei Durchmusterung etwa der Liste der 

Bezeichnungen altorientalischer Beamter. Es ist – mit seltenen Ausnahmen – unmöglich, eine rational 

abgegrenzte sachliche Tätigkeitssphäre nach Art unserer »Kompetenz« als dauernd feststehend zu 

ermitteln. 

Die Tatsache der Abgrenzung faktischer Dauerzuständigkeiten durch Konkurrenz und Kompromiß von 

Sportelinteressen ist insbesondere im Mittelalter zu beobachten. Die Wirkung dieses Umstandes ist eine 

sehr weitreichende gewesen. Sportelinteressen der mächtigen Königsgerichte und des mächtigen 

nationalen Anwaltsstandes haben in England die Herrschaft des römischen und kanonischen Rechts teils 

vereitelt, teils begrenzt. Die irrationale Abgrenzung zahlreicher Amtsbefugnisse aller Epochen war durch 

die einmal gegebene Abgrenzung der Sportelinteressensphären stereotypiert. 

  

Zu b) Die Bestimmung, ob und an welche Beauftragten oder ob von dem Herrn selbst die 

Entscheidung eines Gegenstandes oder einer Beschwerde dagegen erledigt werden soll, ist 

entweder 

α. traditional, zuweilen unter Berücksichtigung der Provenienz bestimmter von außen her 

übernommener Rechtsnormen oder Präzedenzien (Oberhof-System) geregelt, oder 

β. völlig dem jeweiligen Belieben des Herrn anheimgestellt, dem, wo immer er persönlich 

erscheint, alle Beauftragten weichen. 



  

Neben dem traditionalistischen Oberhof-System steht das aus der Sphäre der Herrenmacht 

stammende deutschrechtliche Prinzip: daß dem anwesenden Herrn alle Gerichtsbarkeit ledig wird, 

[sowie] das aus der gleichen Quelle und der freien Herrengnade stammende jus evocandi und sein 

moderner Ableger: die »Kabinettsjustiz«. Der »Oberhof« ist im Mittelalter besonders oft die 

Rechtsweisungsbehörde, von welcher aus das Recht eines Ortes importiert ist. 

  

Zu c) Die Hausbeamten und Günstlinge sind sehr oft rein patrimonial rekrutiert: Sklaven oder 

Hörige (Ministerialen) des Herren. Oder sie sind, wenn extrapatrimonial rekrutiert, Pfründner (s.u.), 

die er nach formal freiem Ermessen versetzt. Erst der Eintritt freier Vasallen und die Verleihung der 

Ämter kraft Lehenskontrakts ändert dies grundsätzlich, schafft aber, – da die Lehen keineswegs 

durch sachliche Gesichtspunkte in Art und Ausmaß bestimmt werden, – in den Punkten a und b 

keine Änderung. Ein Aufrükken gibt es, außer unter Umständen bei präbendaler Struktur des 

Verwaltungsstabes (s. § 8), nur nach Willkür und Gnade des Herrn. 

Zu d) Rationale Fachgeschultheit als prinzipielle Qualifikation fehlt primär allen Hausbeamten 

und Günstlingen des Herrn. Der Beginn der Fachschulung der Angestellten (gleichviel welcher Art) 

macht überall Epoche in der Art der Verwaltung. 

  

Ein gewisses Maß empirischer Schulung ist für manche Ämter schon sehr früh erforderlich gewesen. 

Indessen vor allem die Kunst zu lesen und zu schreiben, ursprünglich wirklich noch eine »Kunst« von 

hohem Seltenheitswert, hat oft – wichtigstes Beispiel: China – durch die Art der Lebensführung der 

Literaten die ganze Kulturentwicklung entscheidend beeinflußt und die intrapatrimoniale Rekrutierung der 

Beamten beseitigt, dadurch also die Macht des Herrn »ständisch« (s. § 7a Nr. 3) beschränkt. 

  

Zu e) Die Hausbeamten und Günstlinge werden primär am Tisch des Herrn und aus seiner 

Kammer verpflegt und equipiert. Ihre Abschichtung vom Herrentisch bedeutet in aller Regel 

Schaffung von (zunächst: Natural-) Pfründen, deren Art und Ausmaß sich leicht stereotypiert. 

Daneben (oder statt ihrer) stehen den außerhaushaltsmäßig beauftragten Organen des Herrn 

regelmäßig ebenso wie ihm selbst »Gebühren« zu (oft ohne jede Tarifierung von Fall zu Fall mit 

den um eine »Gunst« sich Bewerbenden vereinbart). 

  

Über den Begriff der »Pfründe« s. § 8. 

.... 

 

4. Charismatische Herrschaft.  

§ 10. Merkmale der charismatischen Herrschaft 

 
§ 10. »Charisma« soll eine als außeralltäglich (ursprünglich, sowohl bei Propheten wie bei 

therapeutischen wie bei Rechts-Weisen wie bei Jagdführern wie bei Kriegshelden: als magisch 

bedingt) geltende Qualität einer Persönlichkeit heißen, um derentwillen sie als mit übernatürlichen 

oder übermenschlichen oder mindestens spezifisch außeralltäglichen, nicht jedem andern 

zugänglichen Kräften oder Eigenschaften oder als gottgesandt oder als vorbildlich und deshalb als 

»Führer« gewertet wird. Wie die betreffende Qualität von irgendeinem ethischen, ästhetischen oder 



sonstigen Standpunkt aus »objektiv« richtig zu bewerten sein würde, ist natürlich dabei begrifflich 

völlig gleichgültig: darauf allein, wie sie tatsächlich von den charismatisch Beherrschten, den 

»Anhängern«, bewertet wird, kommt es an. 

  

Das Charisma eines »Berserkers« (dessen manische Anfälle man, anscheinend mit Unrecht, der 

Benutzung bestimmter Gifte zugeschrieben hat: man hielt sich in Byzanz im Mittelalter eine Anzahl dieser 

mit dem Charisma der Kriegs-Tobsucht Begabten als eine Art von Kriegswerkzeugen), eines 

»Schamanen« (Magiers, für dessen Ekstasen im reinen Typus die Möglichkeit epileptoider Anfälle als eine 

Vorbedingung gilt), oder etwa des (vielleicht, aber nicht ganz sicher, wirklich einen raffinierten 

Schwindlertyp darstellenden) Mormonenstifters, oder eines den eigenen demagogischen Erfolgen 

preisgegebenen Literaten wie Kurt Eisner werden von der wertfreien Soziologie mit dem Charisma der 

nach der üblichen Wertung »größten« Helden, Propheten, Heilande durchaus gleichartig behandelt. 

  

1. Über die Geltung des Charisma entscheidet die durch Bewährung – ursprünglich stets: durch 

Wunder – gesicherte freie, aus Hingabe an Offenbarung, Heldenverehrung, Vertrauen zum Führer 

geborene, Anerkennung durch die Beherrschten. Aber diese ist (bei genuinem Charisma) nicht der 

Legitimitätsgrund, sondern sie ist Pflicht der kraft Berufung und Bewährung zur Anerkennung 

dieser Qualität Aufgerufenen. Diese »Anerkennung« ist psychologisch eine aus Begeisterung oder 

Not und Hoffnung geborene gläubige, ganz persönliche Hingabe. 

  

Kein Prophet hat seine Qualität als abhängig von der Meinung der Menge über ihn angesehen, kein 

gekorener König oder charismatischer Herzog die Widerstrebenden oder abseits Bleibenden anders denn 

als Pflichtwidrige behandelt: die Nicht-Teilnahme an dem formal voluntaristisch rekrutierten Kriegszug 

eines Führers wurde in aller Welt mit Spott entgolten. 

  

2. Bleibt die Bewährung dauernd aus, zeigt sich der charismatische Begnadete von seinem Gott 

oder seiner magischen oder Heldenkraft verlassen, bleibt ihm der Erfolg dauernd versagt, vor 

allem: bringt seine Führung kein Wohlergehen für die Beherrschten, so hat seine charismatische 

Autorität die Chance, zu schwinden. Dies ist der genuine charismatische Sinn des 

»Gottesgnadentums«. 

Selbst für altgermanische Könige kommt ein »Verschmäher« vor. Ebenso massenhaft bei sog. 

primitiven Völkern. Für China war die (erbcharismatisch unmodifizierte, s. § 11) charismatische 

Qualifikation des Monarchen so absolut festgehalten worden, daß jegliches, gleichviel wie geartete, 

Mißgeschick: nicht nur Kriegsunglück, sondern ebenso: Dürre, Überschwemmungen, unheilvolle 

astronomische Vorgänge usw. ihn zu öffentlicher Buße, eventuell zur Abdankung zwangen. Er hatte 

dann das Charisma der vom Himmelsgeist verlangten (klassisch determinierten) »Tugend« nicht 

und war also nicht legitimer »Sohn des Himmels«. 

3. Der Herrschaftsverband Gemeinde: ist eine emotionale Vergemeinschaftung. Der 

Verwaltungsstab des charismatischen Herrn ist kein »Beamtentum«, am wenigsten ein fachmäßig 

eingeschultes. Er ist weder nach ständischen, noch nach Gesichtspunkten der Haus- oder 

persönlichen Abhängigkeit ausgelesen. Sondern er ist seinerseits nach charismatischen Qualitäten 

ausgelesen: dem »Propheten« entsprechen die »Jünger«, dem »Kriegsfürsten« die »Gefolgschaft«, 

dem »Führer« überhaupt: »Vertrauensmänner«. Es gibt keine »Anstellung« oder »Absetzung«, 

keine »Laufbahn« und kein »Aufrücken«. Sondern nur Berufung nach Eingebung des Führers auf 

Grund der charismatischen Qualifikation des Berufenen. Es gibt keine »Hierarchie«, sondern nur 

Eingreifen des Führers bei genereller oder im Einzelfall sich ergebender charismatischer 



Unzulänglichkeit des Verwaltungsstabes für eine Aufgabe, eventuell auf Anrufen. Es gibt keine 

»Amtssprengel« und »Kompetenzen«, aber auch keine Appropriation von Amtsgewalten durch 

»Privileg«. Sondern nur (möglicherweise) örtliche oder sachliche Grenzen des Charisma und der 

»Sendung«. Es gibt keinen »Gehalt« und keine »Pfründe«. Sondern die Jünger oder Gefolgen leben 

(primär) mit dem Herrn in Liebes- bzw. Kameradschaftskommunismus aus den mäzenatisch 

beschafften Mitteln. Es gibt keine feststehenden »Behörden«, sondern nur charismatisch, im 

Umfang des Auftrags des Herrn und: des eigenen Charisma, beauftragte Sendboten. Es gibt kein 

Reglement, keine abstrakten Rechtssätze, keine an ihnen orientierte rationale Rechtsfindung, keine 

an traditionalen Präzedenzien orientierten Weistümer und Rechtssprüche. Sondern formal sind 

aktuelle Rechtsschöpfungen von Fall zu Fall, ursprünglich nur Gottesurteile und Offenbarungen 

maßgebend. Material aber gilt für alle genuin charismatische Herrschaft der Satz: »es steht 

geschrieben, – ich aber sage euch«; der genuine Prophet sowohl wie der genuine Kriegsfürst wie 

jeder genuine Führer überhaupt verkündet, schafft, fordert neue Gebote, – im ursprünglichen Sinn 

des Charisma: kraft Offenbarung, Orakel, Eingebung oder: kraft konkretem Gestaltungswillen, der 

von der Glaubens-, Wehr-, Partei- oder anderer Gemeinschaft um seiner Herkunft willen anerkannt 

wird. Die Anerkennung ist pflichtmäßig. Sofern der Weisung eine konkurrierende Weisung eines 

Andern mit dem Anspruch auf charismatische Geltung entgegentritt, liegt ein letztlich nur durch 

magische Mittel oder (pflichtmäßige) Anerkennung der Gemeinschaft entscheidbarer Führerkampf 

vor, bei dem notwendig auf der einen Seite nur Recht, auf der anderen nur sühnepflichtiges 

Unrecht im Spiel sein kann. 

Die charismatische Herrschaft ist, als das Außeralltägliche, sowohl der rationalen, insbesondere 

der bureaukratischen, als der traditionalen, insbesondere der patriarchalen und patrimonialen oder 

ständischen, schroff entgegengesetzt. Beide sind spezifische Alltags-Formen der Herrschaft, – die 

(genuin) charismatische ist spezifisch das Gegenteil. Die bureaukratische Herrschaft ist spezifisch 

rational im Sinn der Bindung an diskursiv analysierbare Regeln, die charismatische spezifisch 

irrational im Sinn der Regelfremdheit. Die traditionale Herrschaft ist gebunden an die Präzedenzien 

der Vergangenheit und insoweit ebenfalls regelhaft orientiert, die charismatische stürzt (innerhalb 

ihres Bereichs) die Vergangenheit um und ist in diesem Sinn spezifisch revolutionär. Sie kennt 

keine Appropriation der Herrengewalt nach Art eines Güterbesitzes, weder an den Herrn noch an 

ständische Gewalten. Sondern legitim ist sie nur soweit und solange, als das persönliche Charisma 

kraft Bewährung »gilt«, das heißt: Anerkennung findet, und »brauchbar« [ist] der 

Vertrauensmann, Jünger, Gefolge nur auf die Dauer seiner charismatischen Bewährtheit. 

  

Das Gesagte dürfte kaum eine Erläuterung benötigen. Es gilt für den rein »plebiszitären« 

charismatischen Herrscher (Napoleons »Herrschaft des Genies«, welche Plebejer zu Königen und 

Generälen machte) ganz ebenso wie für den Propheten oder Kriegshelden. 

  

4. Reines Charisma ist spezifisch wirtschaftsfremd. Es konstituiert, wo es auftritt, einen »Beruf« 

im emphatischen Sinn des Worts: als »Sendung« oder innere »Aufgabe«. Es verschmäht und 

verwirft, im reinen Typus, die ökonomische Verwertung der Gnadengaben als Einkommensquelle, – 

was freilich oft mehr Anforderung als Tatsache bleibt. Nicht etwa, daß das Charisma immer auf 

Besitz und Erwerb verzichtete, wie das unter Umständen (s. gleich) Propheten und ihre Jünger tun. 

Der Kriegsheld und seine Gefolgschaft suchen Beute, der plebiszitäre Herrscher oder 

charismatische Parteiführer materielle Mittel ihrer Macht, der erstere außerdem: materiellen Glanz 

seiner Herrschaft zur Festigung seines Herrenprestiges. Was sie alle verschmähen – solange der 



genuin charismatische Typus besteht – ist: die traditionale oder rationale Alltagswirtschaft, die 

Erzielung von regulären »Einnahmen« durch eine darauf gerichtete kontinuierliche wirtschaftliche 

Tätigkeit. Mäzenatische – großmäzenatische (Schenkung, Stiftung, Bestechung, Großtrinkgelder) – 

oder: bettelmäßige Versorgung auf der einen, Beute, gewaltsame oder (formal) friedliche 

Erpressung auf der anderen Seite sind die typischen Formen der charismatischen Bedarfsdeckung. 

Sie ist, von einer rationalen Wirtschaft her gesehen, eine typische Macht der 

»Unwirtschaftlichkeit«. Denn sie lehnt jede Verflechtung in den Alltag ab. Sie kann nur, in voller 

innerer Indifferenz, unsteten Gelegenheitserwerb sozusagen »mitnehmen«. »Rentnertum« als 

Form der Wirtschaftsenthobenheit kann – für manche Arten – die wirtschaftliche Grundlage 

charismatischer Existenzen sein. Aber für die normalen charismatischen »Revolutionäre« pflegt das 

nicht zu gelten. 

  

Die Ablehnung kirchlicher Ämter durch die Jesuiten ist eine rationalisierte Anwendung dieses 

»Jünger«-Prinzips. Daß alle Helden der Askese, Bettelorden und Glaubenskämpfer dahin gehören, ist 

klar. Fast alle Propheten sind mäzenatisch unterhalten worden. Der gegen das Missionarsschmarotzertum 

gerichtete Satz des Paulus: »wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen«, bedeutet natürlich keinerlei 

Bejahung der »Wirtschaft«, sondern nur die Pflicht, gleichviel wie, »im Nebenberuf« sich den 

notdürftigen Unterhalt zu schaffen, weil das eigentlich charismatische Gleichnis von den »Lilien auf dem 

Felde« nicht im Wortsinn, sondern nur in dem des Nichtsorgens für den nächsten Tag durchführbar war. 

– Auf der andern Seite ist es bei einer primär künstlerischen charismatischen Jüngerschaft denkbar, daß 

die Enthebung aus den Wirtschaftskämpfen durch Begrenzung der im eigentlichen Sinn Berufenen auf 

»wirtschaftlich Unabhängige« (also: Rentner) als das Normale gilt (so im Kreise Stefan Georges, 

wenigstens der primären Absicht nach). 

  

5. Das Charisma ist die große revolutionäre Macht in traditional gebundenen Epochen. Zum 

Unterschied von der ebenfalls revolutionierenden Macht der »ratio«, die entweder geradezu von 

außen her wirkt: durch Veränderung der Lebensumstände und Lebensprobleme und dadurch 

mittelbar der Einstellungen zu diesen, oder aber: durch Intellektualisierung, kann Charisma eine 

Umformung von innen her sein, die, aus Not oder Begeisterung geboren, eine Wandlung der 

zentralen Gesinnungs- und Tatenrichtung unter völliger Neuorientierung aller Einstellungen zu allen 

einzelnen Lebensformen und zur »Welt« überhaupt bedeutet. In vorrationalistischen Epochen teilen 

Tradition und Charisma nahezu die Gesamtheit der Orientierungsrichtungen des Handelns unter 

sich auf. 

 

§ 11. Die Veralltäglichung des Charisma durch Traditionalisierung 

und Rationalisierung zum Zwecke der Designation von Nachfolgern 

 
§ 11. In ihrer genuinen Form ist die charismatische Herrschaft spezifisch außeralltäglichen 

Charakters und stellt eine streng persönlich, an die Charisma-Geltung persönlicher Qualitäten und 

deren Bewährung, geknüpfte soziale Beziehung dar. Bleibt diese nun aber nicht rein ephemer, 

sondern nimmt sie den Charakter einer Dauerbeziehung: – »Gemeinde« von Glaubensgenossen 

oder Kriegern oder Jüngern, oder: Parteiverband, oder politischer, oder hierokratischer Verband – 

an, so muß die charismatische Herrschaft, die sozusagen nur in statu nascendi in idealtypischer 

Reinheit bestand, ihren Charakter wesentlich ändern: sie wird traditionalisiert oder rationalisiert 



(legalisiert) oder: beides in verschiedenen Hinsichten. Die treibenden Motive dafür sind die 

folgenden: 

a) das ideelle oder auch materielle Interesse der Anhängerschaft an der Fortdauer und steten 

Neubelebung der Gemeinschaft, – 

b) das noch stärkere ideelle und noch stärkere materielle Interesse des Verwaltungsstabes: der 

Gefolgschaft, Jüngerschaft, Parteivertrauensmännerschaft usw., daran: 

1. die Existenz der Beziehung fortzusetzen, – und zwar sie 

2. so fortzusetzen, daß dabei die eigene Stellung ideell und materiell auf eine dauerhafte 

Alltagsgrundlage gestellt wird: äußerlich Herstellung der Familien-Existenz oder doch der 

saturierten Existenz an Stelle der weltenthobenen familien- und wirtschaftsfremden »Sendungen«. 

Diese Interessen werden typisch aktuell beim Wegfall der Person des Charisma-Trägers und der 

nun entstehenden Nachfolgerfrage. Die Art, wie sie gelöst wird – wenn sie gelöst wird und also: die 

charismatische Gemeinde fortbesteht (oder: nun erst ent steht) – ist sehr wesentlich bestimmend 

für die Gesamtnatur der nun entstehenden sozialen Beziehungen. 

  

Sie kann folgende Arten von Lösungen erfahren. 

a) Neu-Aufsuchen eines als Charisma-Träger zum Herrn Qualifizierten nach Merkmalen. 

  

Ziemlich reiner Typus: das Aufsuchen des neuen Dalai Lama (eines nach Merkmalen der 

Verkörperung des Göttlichen auszulesenden Kindes, ganz der Aufsuchung des Apis-Stiers ähnlich). 

  

Dann ist die Legitimität des neuen Charisma-Trägers an Merkmale, also: »Regeln«, für die eine 

Tradition entsteht, geknüpft (Traditionalisierung), also: der rein persönliche Charakter 

zurückgebildet. 

b) Durch Offenbarung: Orakel, Los, Gottesurteil oder andere Techniken der Auslese. Dann ist 

die Legitimität des neuen Charisma-Trägers eine aus der Legitimität der Technik abgeleitete 

(Legalisierung). 

  

Die israelitischen Schôphetîm hatten zuweilen angeblich diesen Charakter. Das alte Kriegsorakel 

bezeichnete angeblich Saul. 

  

c) Durch Nachfolgerdesignation seitens des bisherigen Charisma-Trägers und Anerkennung 

seitens der Gemeinde. 

  

Sehr häufige Form. Die Kreation der römischen Magistraturen (am deutlichsten erhalten in der 

Diktator- Kreation und in der Institution des »interrex«) hatte ursprünglich durchaus diesen Charakter. 

  

Die Legitimität wird dann eine durch die Designation erworbene Legitimität. 

  

d) Durch Nachfolgerdesignation seitens des charismatisch qualifizierten Verwaltungsstabs und 

Anerkennung durch die Gemeinde. Die Auffassung als »Wahl« bzw. »Vorwahl«- oder 

»Wahlvorschlagsrecht« muß diesem Vorgang in seiner genuinen Bedeutung durchaus ferngehalten 

werden. Es handelt sich nicht um freie, sondern um streng pflichtmäßig gebundene Auslese, nicht 

um Majoritätsabstimmungen, sondern um richtige Bezeichnung, Auslese des Richtigen, des 



wirklichen Charisma-Trägers, den auch die Minderheit zutreffend herausgefunden haben kann. Die 

Einstimmigkeit ist Postulat, das Einsehen des Irrtums Pflicht, das Verharren in ihm schwere 

Verfehlung, eine »falsche« Wahl ein zu sühnendes (ursprünglich: magisches) Unrecht. 

Aber allerdings erscheint die Legitimität dann leicht [als] eine solche des unter allen Kautelen 

der Richtigkeit getroffenen, meist mit bestimmten Formalitäten (Inthronisation usw.) 

[verbundenen] Rechtserwerbs. 

  

Dies der ursprüngliche Sinn der Bischofs- und Königs- Krönung durch Klerus oder Fürsten mit 

Zustimmung der Gemeinde im Okzident und zahlreicher analoger Vorgänge in aller Welt. Daß daraus der 

Gedanke der »Wahl« entstand, ist später zu erörtern. 

  

e) Durch die Vorstellung, daß das Charisma eine Qualität des Blutes sei und also an der Sippe, 

insbesondere den Nächstversippten, des Trägers hafte: Erbcharisma. Dabei ist die Erb ordnung 

nicht notwendig die für appropriierte Rechte, sondern oft heterogen, oder es muß mit Hilfe der 

Mittel unter a–d der »richtige« Erbe innerhalb der Sippe festgestellt werden. 

  

Zweikampf von Brüdern kommt bei Negern vor. Erbordnung derart, daß die Ahnengeisterbeziehung 

nicht gestört wird (nächste Generation), z.B. in China. Seniorat oder Bezeichnung durch die Gefolgschaft 

sehr oft im Orient (daher die »Pflicht« der Ausrottung aller sonst denkbaren Anwärter im Hause 

Osmans). 

  

Nur im mittelalterlichen Okzident und in Japan, sonst nur vereinzelt, ist das eindeutige Prinzip 

des Primogenitur erb rechts an der Macht durchgedrungen und hat dadurch die Konsolidierung der 

politischen Verbände (Vermeidung der Kämpfe mehrerer Prätendenten aus der erbcharismatischen 

Sippe) sehr gefördert. 

Der Glaube gilt dann nicht mehr den charismatischen Qualitäten der Person, sondern dem kraft 

der Erbordnung legitimen Erwerb. (Traditionalisierung und Legalisierung.) Der Begriff des 

»Gottesgnadentums« wird in seinem Sinn völlig verändert und bedeutet nun: Herr zu eigenem, 

nicht von Anerkennung der Beherrschten abhängigem, Recht. Das persönliche Charisma kann völlig 

fehlen. 

  

Die Erbmonarchie, die massenhaften Erbhierokratien Asiens und das Erbcharisma der Sippen als 

Merkmal des Ranges und der Qualifikation zu Lehen und Pfründen (s. folgenden §) gehört dahin. 

  

f) Durch die Vorstellung, daß das Charisma eine durch hierurgische Mittel seitens eines Trägers 

auf andere übertragbare oder erzeugbare (ursprünglich: magische) Qualität sei: Versachlichung 

des Charisma, insbesondere: Amtscharisma. Der Legitimitätsglaube gilt dann nicht mehr der 

Person, sondern den erworbenen Qualitäten und der Wirksamkeit der hierurgischen Akte. 

  

Wichtigstes Beispiel: Das priesterliche Charisma, durch Salbung, Weihe oder Händeauflegung, das 

königliche, durch Salbung und Krönung übertragen oder bestätigt. Der character indelebilis bedeutet die 

Loslösung der amtscharismatischen Fähigkeiten von den Qualitäten der Person des Priesters. Eben 

deshalb gab er, vom Donatismus und Montanismus angefangen bis zur puritanischen (täuferischen) 

Revolution, Anlaß zu steten Kämpfen (der »Mietling« der Quäker ist der amts-charismatische Prediger). 

§ 12. Die Veralltäglichung des Charisma im Verwaltungsstab 



 
§ 12. Mit der Veralltäglichung des Charisma aus dem Motiv der Nachfolger-Beschaffung parallel 

gehen die Veralltäglichungsinteressen des Verwaltungsstabes. Nur in statu nascendi und solange 

der charismatische Herr genuin außer alltäglich waltet, kann der Verwaltungsstab mit diesem aus 

Glauben und Begeisterung anerkannten Herren mäzenatisch oder von Beute oder 

Gelegenheitserträgen leben. Nur die kleine begeisterte Jünger- und Gefolgen-Schicht ist dazu an 

sich dauernd bereit, »macht« ihr Leben aus ihrem »Beruf« nur »ideell«. Die Masse der Jünger und 

Gefolgen will ihr Leben (auf die Dauer) auch materiell aus dem »Beruf« machen und muß dies 

auch, soll sie nicht schwinden. 

Daher vollzieht sich die Veralltäglichung des Charisma auch 

1. in der Form der Appropriation von Herrengewalten und Erwerbschancen an die Gefolgschaft 

oder Jüngerschaft und unter Regelung ihrer Rekrutierung. 

2. Diese Traditionalisierung oder Legalisierung (je nachdem: ob rationale Satzung oder nicht) 

kann verschiedene typische Formen annehmen: 

1.) Die genuine Rekrutierungsart ist die nach persönlichem Charisma. Die Gefolgschaft oder 

Jüngerschaft kann bei der Veralltäglichung nun Normen für die Rekrutierung aufstellen, 

insbesondere: 

a) Erziehungs-, 

b) Erprobungs-Normen. Charisma kann nur »geweckt« und »erprobt«, nicht »erlernt« oder 

»eingeprägt« werden. Alle Arten magischer (Zauberer-, Helden-)Askese und alle Noviziate gehören 

in diese Kategorie der Schließung des Verbandes des Verwaltungsstabes (s. über die 

charismatische Erziehung Kap. IV). Nur der erprobte Novize wird zu den Herrengewalten 

zugelassen. Der genuine charismatische Führer kann sich diesen Ansprüchen erfolgreich 

widersetzen, – der Nachfolger nicht, am wenigstens der (§ 11, d) vom Verwaltungsstab gekorene. 

  

Alle Magier- und Krieger-Askese im »Männerhaus«, mit Zöglingsweihe und Altersklassen gehört 

hierher. Wer die Kriegerprobe nicht besteht, bleibt »Weib«, d.h. von der Gefolgschaft ausgeschlossen. 

  

2.) Die charismatischen Normen können leicht in traditional ständische (erbcharismatische) 

umschlagen. Gilt Erbcharisma (§ 11, e) des Führers, so liegt Erbcharisma auch des 

Verwaltungsstabes und eventuell selbst der Anhänger als Regel der Auslese und Verwendung sehr 

nahe. Wo ein politischer Verband von diesem Prinzip des Erbcharisma streng und völlig erfaßt ist: 

alle Appropriation von Herrengewalten, Lehen, Pfründen, Erwerbschancen aller Art darnach sich 

vollziehen, besteht der Typus des »Geschlechterstaats«. Alle Gewalten und Chancen jeder Art 

werden traditionalisiert. Die Sippenhäupter (also: traditionale, persönlich nicht durch Charismen 

legitimierte Gerontokraten oder Patriarchen) regulieren die Ausübung, die ihrer Sippe nicht 

entzogen werden kann. Nicht die Art der Stellung bestimmt den »Rang« des Mannes oder seiner 

Sippe, sondern der erbcharismatische Sippenrang ist maßgebend für die Stellungen, die ihm 

zukommen. 

  

Hauptbeispiele: Japan vor der Bureaukratisierung, zweifellos in weitem Maße auch China (die »alten 

Familien«) vor der Rationalisierung in den Teilstaaten, Indien in den Kastenordnungen, Rußland vor der 

Durchführung des Mjéstnitschestwo und in anderer Form nachher, ebenso: alle fest privilegierten 

»Geburtsstände« (darüber Kap. IV) überall. 

  



3.) Der Verwaltungsstab kann die Schaffung und Appropriation individueller Stellungen und 

Erwerbschancen für seine Glieder fordern und durchsetzen. Dann entstehen, je nach 

Traditionalisierung oder Legalisierung: 

a) Pfründen (Präbendalisierung, – siehe oben), 

b) Ämter (Patrimonialisierung und Bureaukratisierung, – siehe oben), 

c) Lehen (Feudalisierung), welche nun statt der ursprünglichen rein akosmistischen Versorgung 

aus mäzenatischen Mitteln oder Beute appropriiert werden. Näher: 

Zu a: 

α. Bettelpfründen, 

β. Naturalrentenpfründen, 

γ. Geldsteuerpfründen, 

δ. Sportelpfründen, 

durch Regulierung der anfänglich rein mäzenatischen (α) oder rein beutemäßigen (β γ) 

Versorgung nach rationaler Finanzorganisation. 

  

zu α. Buddhismus, – 

zu β. chinesische und japanische Reispfründen, – 

zu γ. die Regel in allen rationalisierten Erobererstaaten, – 

zu δ. massenhafte Einzelbeispiele überall, insbesondere: Geistliche und Richter, aber in Indien 

auch Militärgewalten. 

  

Zu b: Die »Veramtung« der charismatischen Sendungen kann mehr Patrimonialisierung oder 

mehr Bureaukratisierung sein. Ersteres ist durchaus die Regel, letzteres findet sich in der Antike 

und in der Neuzeit im Okzident, seltener und als Ausnahme anderwärts. 

β. volle lehensmäßige Appropriation der Herrengewalten. 

  

Beides schwer zu trennen. Doch schwindet die Orientierung am Sendungscharakter der Stellung nicht 

leicht ganz, auch im Mittelalter nicht. 

 

 
 
 
 


